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* f } Abonnenten ihre | chiſchen Vereinsgeſetze von 1852, welches wenigſtens für manche Fälle 
5 Auf Wir erſuchen die Herren ; Q . 1 die Zuziehung zweier Juſtizräthe zu dem Collegium der Landes— 
Pränumerations⸗Erneuerung für das vierte Quartal ſtelle verlangt, die Auflöſung iſt aber deßhalb nicht dem arbiträren 


an die Adminiſtration einzuſenden. Ermeſſen der Behörde überlaffen, ſondern vielleicht auf noch weniger 
Fälle beſchränkt als die Unterſagung der Vereinsbildung. 
Inhalt. Nach § 24 kann ein Verein nur aufgelöst werden, a) wenn 


Studien zum öſterreichiſchen Vereins- und Verſammlungsrechte. von ihm Beſchlüſſe oder Erläſſe im Widerſpruche mit dem oben 
Von Dr. Carl Hugelmann. V. Die Competenz der Behörden erörterten § 20 ausgehen, b) wenn er feinen ſtatutenmäßigen Wir⸗ 

im Gebiete des Vereinsrechtes. (Schluß). kungskreis überſchreitet, oder e) überhaupt den Bedingungen feines 
Mittheilungen aus der Praxis. rechtlichen Beſtandes nicht mehr entſpricht. Sowie wir eine Trias von 
Ueber das Recht der Pupillarbehorde zur Veranlaſſung, damit aus der Penſion Unterſagungsgründen bei der Vereinsbildung vorgefunden haben, be— 
einer Beamtengwitwe ein Theil zur Bestreitung der Erhaltung. und Er, rechtigen demnach dreierlei Vorgänge die Staatsverwaltung, das 


ziehungskoſten der nach ihrem Manne hinterbliebenen, unter dem Normal⸗ 2 . 2 5 2 75 97755 5 3 2 
alter ftehenden Kinder ausgeſchieden und dem Vormunde der letzteren aus⸗ Leben eines Vereines für verwirkt zu erklären, nur decken ſich dieſe 


bezahlt werde. Fälle nicht vollſtändig. f 
Ehrenrührige Ausfälle wider die Gegenpartei verletzen den vor Gericht erforder | Daß der erſte Punkt, der Widerſpruch der Thätigkeit mit dem 

lichen Anſtand und konnen nach § 33 der Advocatenordnung dem Advocaten Strafgeſetze oder die Anmaßung unbefugter Autorität, eine Geſetzwid— 

vor dem Gerichte verhoben werden, rigkeit involvirt, alle möglichen Fälle derſelben aber nicht erſchöpft, 
Verordnung. bedarf wohl keines Nachweiſes. Was den zweiten Punkt betrifft, ſo 
Perſonalien. muß ein Verein, welcher ſeinen Wirkungskreis beharrlich überſchreitet 


Erledigungen. und ſich auf den Boden des Vereinsrechtes nicht zurückdrängen läßt, 
a als eine außerhalb des Vereinsrechtes ſtehende und ſomit rechtloſe 


Schöpfung der Auflöſung wohl ſelbſtverſtändlich verfallen und es hat 


Studien zum öſterreichiſchen Vereins- und Berfamm- 


echte. dies mit dem Vereinsrechte eigentlich nichts zu ſchaffen. Was endlich 
lungst 0 mit dem letzten Punkte gemeint ſei, iſt ſchwer zu ermitteln. Die 
Von Dr. Carl Hugelmann. Bedingungen des rechtlichen Beſtandes ſind mit der Beſcheinigung 

V. der Statuten gegeben. Wenn der Verein denſelben nicht entſpricht, 

Die Competenz der Behö ̃; biete des Vereinsrechtes. ſo wäre man demzufolge verſucht, dies, da öffentliche Rückſichten mit 
Dee dens hörden im Gebi 0 in Frage kommen, in der Ueberſchreitung des ſtatutenmäßigen Wir⸗ 
(Schluß.) kungskreiſes zu ſuchen. Letztere iſt aber als Auflöſungsgrund ohnehin 


Energiſcher noch als durch die ſoeben erörterten Mittel (Ord- ſpeciell anerkannt, es bleibt ſomit nur die Interpretation möglich, 
nungsgewalt des Regierungsabgeordneten, Schließung der Vereinsver⸗ daß die Behörde die Auflöſung auch dann ausſprechen könne, wenn 
ſammlung) reagirt die Staatsverwaltung gegen Ausſchreitungen des die materiellen Vorausſetzungen hinweggefallen ſind, an welche die 
Vereinslebens durch die Vernichtung des Vereinsindividuums ſelbſt, Statuten die Exiſtenz des Vereines knüpfen. In dieſem Falle hätte 
durch die Vereinsauflöſung (§ 24). Wie ftellt ſich nun diesbezüglich demnach das Auflöſungserkenntniß nur declarative, nicht conſtitutive 
die Competenzvertheilung dar? Wirkung und es wäre eine Competenz begründet, welche weniger die 

Jene Behörde, welche die Entſtehung des Vereines zugelaſſen, Wahrung ſtaatlicher Rückſichten zur Aufgabe hätte als die Löſung 
iſt auch zur Aufhebung desſelben in erſter Inſtanz berechtigt, alſo jener Unklarheiten, die mit dem Vegetiren von Vereinen verbunden 
die Landesſtelle oder das Miniſterium des Innern. Das letztere fun⸗ | find, welche nicht mehr die Kraft beſitzen, ſich ſelbſt das Todesurtheil 
girt überdies als zweite Inſtanz im Falle einer gegen das Auflö⸗ zu ſprechen. 
ſungserkenntniß der Landesſtelle ergriffenen Berufung, ſowie auch die Faſſen wir alle drei Auflöſungsgründe zuſammen, fo dürfte, 
Landesſtellen eine Art zweiter Inſtanz bilden, wenn die Unterbehör- man mag über ihr Verhältniß zu den Unterſagungsgründen der 
den die Thätigkeit eines Vereines proviſoriſch eingeſtellt haben ($ 8). Vereinsbildung im Uebrigen was immer für einer Anſicht huldigen, das 
Von dieſer ausnahmsweiſen Wirkſamkeit der Behörden wollen wir Eine wohl unbeſtreitbar fein, daß die „Staatsgefährlichkeit“ des Wirkens 
noch ipäter ſprechen, früher müſſen wir aber feſtſtellen, unter welchen für ſich allein dem ſchon begründeten Vereine die Exiſtenz nicht entziehen 
Bedingungen die ordentliche Competenz der Behörden eintritt. kann, während ſie allerdings ſeine Entſtehung hindert. In der Praxis wird 

Das Auflöſungsrecht iſt allerdings den Verwaltungsbehörden man dieſem Mangel allerdings leicht abzuhelfen im Stande fein. Da ein 
zuerkannt, im Gegenſatz z. B. zu dem preußiſchen Geſetze, welches nach Einrichtung oder Zweck ſtaatsgefährlicher Verein nicht entſtehen darf, 
den politiſchen Behörden nur die Antragſtellung, den Gerichten aber ſo wird man in einem ſtaatsgefährlichen Wirken eines Vereins wohl 
die Entſcheidung anheimſtellt, ja im Gegenſatz ſelbſt zu dem öſterrei- immer die Ueberſchreitung des ſtatutenmäßigen Wirkungskreiſes finden, 


theoretiſch iſt aber der Unterſchied in der Behandlung des erſt entſtehenden 
und des einmal zugelaſſenen, zu Recht beſtehenden Vereins unläugbar. 

Wenn wir im Vorſtehenden den Kreis von Fällen abgeſteckt 
haben, in welchen die Auflöſung eines Vereines durch die Behörde 
eintreten kann, ſo müſſen wir nun noch das Verhältniß feſtſtellen, in 
welchem dieſes Reactionsmittel zu den übrigen ſteht. Iſt dasſelbe 
auf wenige Fälle beſchränkt, um in dieſen ausnahmslos angewandt 
zu werden, oder tritt es auch in dieſen nur als die ultima ratio ein, 
das iſt die Frage. 

Die Auflöfung wegen des Wegfalls der Exiſtenzbedingungen 
nimmt hiebei eine eigene Stellung ein, hier kann ſelbſtverſtäadlich 
von einer anderen Maßnahme nicht die Rede ſein, wenn die Be— 
hörde überhaupt eingreifen will. Wohl aber iſt eine Steigerung 
der Reaction denkbar, wenn es eine geſetzwidrige Kundgebung zu 
unterdrücken oder eine Ueberſchreitung des ſtatutenmäßigen Wirkungs— 
kreiſes einzudämmen gilt. Das Vereinsgeſetz von 1849 allerdings 
hatte ($ 26) auf ſtrafgeſetzwidrige Kundgebungen und die unbefugte 
Anmaßung ſtaatlicher Autorität in gleicher Weiſe wie auf die ver— 
pönte Verbindung politiſcher Vereine in erſter Linie und unbe— 
dingt die Auflöſung folgen laſſen, während bei anderen Uebertretungen 
des Vereinsgeſetzes die Auflöſung nur im Wiederholungsfalle einer 
Uebertretung verfügt werden konnte. Das Vereinsgeſetz von 1867 
hat aber dieſe ſcharfe Faſſung nicht und es ſteht ſomit auch nichts 
im Wege, wegen einzelner geſetzwidriger Vereinsacte, welche dem 
Strafgeſetze widerſtreiten, in die ſtaatliche Autorität eingreifen oder 
über die ſtatutariſche Thätigkeitsſphäre hinausſchweifen, gerade ſo wie 
wegen anderer Vereinsdelicte zunächſt die ſchuldtragenden Leiter oder 
Mitglieder zur Verantwortung zu ziehen. Erſt dann, wenn ſich bei 
beharrlicher Wiederholung der fraglichen Uebertretungen oder auf 
andere Weiſe herausſtellte, daß ein Wechſel der Vereinsvertretung 
nicht in Ausſicht ſtehe oder durch denſelben die Gefahr erneuerter 
Geſetzverletzung nicht beſeitigt Net, erſt dann müßte nach unſerer An— 
ſicht neben den ſtraffälligen Perſonen der Verein ſelbſt von den 
Maßnahmen der reagirenden Behörde betroffen werden. 

Die Auflöſung eines Vereines ſchließt einen Eingriff in eine 
Reihe begründeter Rechtsverhältniſſe in ſich, es liegt ſomit nahe. daß 
die Behörde in ſolchem Falle ſich durch ihre Verfügung auch die 
Sorge für eine Abwicklung derſelben auferlegt. Zwecke, welche die 
Staatsverwaltung vielleicht billigte und welche eben nur von der Ber- 
tretung des aufgelösten Vereins gegen das Vereinsprogramm nicht 
angeſtrebt oder nicht ohne Nebenzwecke, nicht in der richtigen Weiſe 
verfolgt wurden, find jetzt eines Mediums ihrer Durchſetzung beraubt 
und vorhandene Mittel konnen ihrer Beſtimmung nicht zugeführt werden. 

Das Geſetz verpflichtet die Behörden in dieſer Richtung zu 
einem Zweifachen, erſtens zu der Veröffentlichung der verfügten Auflö- 
ſung durch die amtliche Zeitung, zweitens zur Einleitung der angemeſſenen 
geſetzmäßigen Vorkehrungen bezüglich des Vereinsvermögens (§ 27). 

Die Publicität der Vereinsauflöſung, welche, wie wir geſehen “), 
ja auch im Falle der freiwilligen Auflöſung gefordert wird, betrachtet 
das Geſetz ſomit als die erſte Bedingung, um Klarheit in die Ver— 
hältniſſe zu bringen und um der Reaction vor dem Forum der 
Oeffentlichkeit den nöthigen Nachdruck zu verſchaffen. Die Behörde, 
welche die erſte Entſcheidungsinſtanz geweſen iſt, erſcheint demnach 
auch als die Kundmachungsbehörde. Hat das Miniſterium lediglich 
das Auflöſungserkenntniß der Landesſtelle beſtätigt, fo wird die Ver⸗ 
öffentlichung Sache der Landesſtelle bleiben, ebenſo, wie es bei der 
Beſcheinigung jener Statuten der Fall iſt, welche erſt durch die Be— 
rufung an das Miniſterium Rechtskraft gewonnen haben. Iſt dagegen 
das Miniſterium als erſte Inſtanz eingeſchritten, nämlich bei einem 
mehrere Länder umſpannenden Vereinsorganismus, ſo muß die 
Kundmachung des von feiner Seite gefällten Auflöſungserkennt⸗ 
niſſes ebenſo in ſeine Competenz gehören, wie die Beſcheinigung und 
Evidenzhaltung der Statuten. 

Die Veröffentlichung ſoll durch die amtliche Zeitung erfolgen. 
Daß hiemit für die Kundmachungen der einzelnen Landesſtellen die 
amtlichen Landeszeitungen gemeint ſind, leidet keinen Zweifel, ſtrittig 
könnte nur ſein, ob das Miniſterium ſich mit der einmaligen Publi⸗ 
cation durch die „Wiener Zeitung“ begnügen könnte oder ob es die 


») Vergl. Nr. 32 der Zeitſchrift vom 12. Auguſt d. J. 
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Entſcheidung durch die amtlichen Zeitungen aller jener Länder mit: 
theilen müßte, welche der aufgelöste Verein ſtatutariſch umfaßte *). 

In eben fo innigem Connex mit den Befugniſſen der Entſchei⸗ 
dungsinſtanz ſtehen die Verfügungen bezüglich des Vereinsvermögens, 
fie find ein nothwendiges Attribut derſelben. Welcher Art dieſe Bor- 
kehrungen aber ſeien, darüber enthält das Vereinsgeſetz von 1867 ſo 
wenig eine Andeutung als ſeine Vorgänger von 1852, 1849 oder 
1843, faſt überall kehrt nur die Phraſe wieder, daß die „geſetzmäßigen“ 
Vorkehrungen einzuleiten ſeien. Von Specialverordnungen über dieſe 
Frage abgeſehen wird daher alles darauf ankommen, ob man den auf 
Grund des Vereinsgeſetzes von 1867 errichteten Vereinen Corpora— 
tionsrechte zuſpricht oder nicht. In dem einen Falle fällt das Ver— 
mögen als bonum vacans an den Staat von dem es dann ab— 
hängt, ob er es als Zweckvermögen behandelt, in dem anderen 
treten die Mitglieder des aufgelösten Vereines in die Vermögens— 
rechte ein *). 

Wir haben nun noch die Frage zu erörtern, welchen Behörden 
eine exceptionelle Wirkſamkeit auf dem Boden des Vereinsrechtes zu— 
komme. Der § 28 beſagt bloß, daß bei dringender Gefahr für die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit jede Behörde, welche für die 
Aufrechthaltung derſelben zu ſorgen hat, einſchreiten könne, es iſt 
daher nöthig, bei dieſem Punkte etwas zu verweilen. 

Daß die Aufrechthaltung der Ordnung und Sicherheit zu den 
Aufgaben der Gemeindebehörden gehöre, bedarf wohl keiner weit- 
läufigen Auseinanderſetzung, in dringenden Fällen werden dieſelben 
als die nächſte Localbehörde unſtreitig vor allen anderen das Vereins— 
geſetz zu wahren haben. 

Von noch größerer praktiſcher Bedeutung iſt aber die Frage, 
ob nicht eine den Vereinen örtlich näher als die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft ſtehende Staatsbehörde vorhanden ſei, welche Amt handeln 

könnte, und dies um fo mehr, da das Vereinsgeſetz die Art der 
Staatsaufſicht (für die meiſten Länder wenigſtens) unter Voraus⸗ 
ſetzung der kleinen Sprengel der gemiſchten Bezirksämter conſtruirt hat. 
Die Bezirksgerichte, welche mit geringen Ausnahmen genau die geo— 
graphiſche Stellung der früheren Bezirksämter einnehmen, wären 
bloß mit Rückſicht hierauf allerdings ſehr geeignet, proviſoriſche Ver⸗ 
fügungen auf dem Gebiete des Vereinsrechts zu treffen, die grund⸗ 
ſätzliche Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung macht ihnen 
aber dies unmöglich **). 

Weniger Schwierigkeiten dürfte es machen, der Staatsauwalt⸗ 
ſchaft im Ausnahmsfalle ſolche polizeiliche Functionen zuzuweiſen, es 
würde dies ihrer Competenz in Preßſachen einigermaßen als Analo⸗ 
gon entſprechen; da ſich an dem Sitze der Staatsanwaltſchaften aber 
wohl immer eine politiſche Bezirksbehörde befindet, fo könnte die 
Frage gewiß nur dann praktiſch wichtig werden, wenn die politiſche 
Verwaltung in Händen eines Stadtmagiſtrates läge. 

Die Sache wird ſich alſo wohl ſo ſtellen, daß, ſowie das Ver⸗ 
einsgeſetz in jenen Fällen, in welchen das Miniſterium oder die Lan⸗ 
desſtelle Träger der ordentlichen Eompetenz iſt, die Unterbehörden 
zur proviſoriſchen Amtshandlung autoriſiren wollte (8 25), ebenſo die 
Bezirkshauptmannſchaft durch die Gemeindebehörde ſupplirt werden foll. 

Dieſe exceptionelle Wirkſamkeit kann nun in zwei Richtungen 
eintreten, ſie kann erſtens die Unterſagung oder Schließung einer 
Vereinsverſammlung und zweitens die Einſtellung der Vereinsthätig⸗ 
keit überhaupt zum Inhalt haben. Die Verhinderung einer Verſamm⸗ 
lung hat hiebei zur Vorausſetzung, daß dieſelbe gegen die Vorſchriften 
des Vereinsgeſetzes einberufen oder abgehalten wird, die Einſtellung 


*) Der Widerſpruch zwiſchen den Beſtimmungen über die Publicität der Auf⸗ 
löſung eines Vereines und den analogen bezüglich der Vereinsgründung läßt 
ſich nicht verkennen. Be: letzterer genügt die Einverleibung der Statuten 
in die Statutenſammlung der Behörde, bei erfterer iſt aber außer der Löſchung 
in dieſem öffen lichen Buche, möchten wir ſagen, die Kundmachung durch die 
Preſſe nöthig. Wie ſehr aber ein Intereſſe gerade an der Publicität der Be⸗ 
ſcheinigung der Vereins bildung vorhanden wäre, wie ſehr dies dem Vorgange 
bei Actiengeſellſchaften, Genoſſenſchaften u. ſ. w. nach den verſchiedenſten Geſetz⸗ 
gebungen entſprechen würde, liegt ſehr nahe. Vergl. Stobbe, Handbuch des 
deutſchen Privatrechts, § 52. 

) Unger, Syſtem, J. S. 313—347, Stubenrauch, das allgem. bürgerl. 
Geſetzbuch, I. S. 141146, Stobbe, Handbuch des deutſchen Privatrechts, 
I, S. 316-418, 

% Vergl. Staatsgrundgeſetz über die richterliche Gewalt, Art. 14, das Geſetz vom 

11. Juni 1868 über die Organiſirung der Bezirksgerichte, endlich die Straf⸗ 
proceßordnung vom 23. Mai 1873. 


der Vereinsthätigkeit kann nur erfolgen, wenn die geſetzlichen Bedin- | genommen. Hingegen 
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fehlt ſowohl die Fixirung der einzelnen 


gungen der Vereinsbildung nicht erfüllt oder die geſetzlichen Auflöſungs- ſtraffälligen Uebertretungen als auch jegliche Abſtufung der beiden 
gründe vorhanden ſind. Mit anderen Worten, wenn die Cognition der or⸗ Strafarten und jegliche Beziehung derſelben auf einander wie ſie 
dentlichen Behörde nicht eingeholt oder umgangen tft, wenn Geſetz- das Vereinsgeſetz von 1849 unternommen hat, es müſſen daher 


verletzungen auftreten, welche dem Träger der ordentlichen Competenz diesbezüglich die 


allgemeinen ſtrafrechtlichen Anrechnungsgrundſaͤtze 


noch nicht bekannt geworden find, dann kann ſich das Nothverfügungs-⸗ maßgebend ſein. 


recht anderer Behörden geltend machen, nicht aber dann, wenn eine 
Entſcheidung von der regulären Inſtanz bereits vorliegt, z. B. im 
Falle einer letzterer ordnungsgemäß angezeigten, von dieſer zur Kennt⸗ 
niß genommenen oder gar durch Entſendung eines Abgeordneten aner— 
kannten Verſammlung. Die jurisdictio extraordinaria ſoll das regel⸗ 
mäßige Verfahren nicht durchkreuzen, ſondern nur ſuppliren, deßhalb 
iſt die competente Behörde auch von jeder Nothverfügung ſogleich in 
Kenntniß zu ſetzen und kann dieſe, wie wir aus § 28 im Zuſammen⸗ 
halt mit § 25 folgern, die Rechtswirkſamkeit derſelben beheben lin 
den Fällen der Unterſagung einer Vereinsverſammlung und der Einſtellung 
der Vereinsthätigkeit gewiß auch mit unmittelbarem praktiſchen Erfolg.) 
. Die exceptionellen Verfügungen kommen ſomit in ihrer provi- 
ſoriſchen Wirkung jenen adminiſtrativen Acten auf dem Gebiete des 
Vereinsrechtes nahe, gegen welche ein Rechtszug offen ſteht, von 
dieſem wollen wir daher jetzt ſprechen. f 
„Das Recht der Berufung tft durch das Vereinsgeſetz nur in 
zwei Fällen ausdrücklich eingeräumt, nämlich bei der von der Landes⸗ 
ſtelle erfolgten Unterſagung der Vereinsbildung und bei der von 
derſelben ausgeſprochenen Vereinsauflöſung. In dieſen Fällen muß 
die Berufung binnen 60 Tagen an das Miniſterium des Innern 
ergriffen werden. In dem zweiten Falle, bei einer im Berufungs⸗ 
wege angefochtenen Vereinsauflöſung, ergibt ſich ein Suſpenſiveffect 
der Berufung ſelbſtverſtändlich inſoferne, als wenigſtens mit der 
Kundmachung der Vereinsauflöſung und den endgiltigen Verfügungen 
über das Vereinsvermögen innegehalten werden muß, die Einſtellung 
der Vereinsthäligkeit und vielleicht auch Sicherheitsmaßnahmen 
bezüglich des Vermögens werden ſich aber nicht abwenden laſſen. 
Ob bievon abgeſehen. z. B. bei der Erklärung eines Vereines als 
politiſchen, rückſichtlich der Vorlage der Geſchäftsberichte, der Einficht- 
nahme in die Protokolle u. ſ. w., ein Rechtszug an die Oberbehörden, 
und zwar innerhalb welcher Friſt, ſowie mit welcher Rechtswirkung 
möglich iſt, muß nach allgemein verwaltungsrechtlichen Grundſätzen 
entſchieden werden; im Vereinsgeſetze fehlt wenigſtens jene allgemeine 
Beſtimmung des Geſetzes über das Verſammlungsrecht (§ 18), welche 
gegen alle Verfügungen der Unterbehörden die Berufung geſtattet. 

Bis hieher haben wir die Competenz der politiſchen Behörden 
verfolgen können, ſie reicht von der Unterſagung der Vereinsbildung 
bis zur Vernichtung der rite beſtehenden Vereinsperſönlichkeit, aber 
trotzdem hat neben derſelben auch noch die Competenz der Gerichte 
zur „Ahndung der Verletzungen des Vereinsgeſetzes“ Platz gefunden. 
In einem einzigen Falle iſt den politiſchen Behörden das Recht ein⸗ 
geräumt, Ordnungsſtrafen, und zwar bis zu 10 fl. zu verhängen, nämlich, 
um die Vereine zur Vorlage der an die Mitglieder vertheilten Be— 
richte zu verhalten (§ 13), alſo in jenem Falle, in welchem die 
Behörde häufig, nämlich faſt immer, wenn es ſich um durch die 
Preſſe vervielfältigte Berichte handelt, ſchon in Folge anderer geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen den gewünſchten Zweck erreichen muß). Die 
verweigerte Mittheilung der Namensliſten z. B. ſteht nicht unter 
Ordnungsſtrafe, hier hätte ſchon die Repreſſion durch die Straf— 
gerichte ſtattzufinden. 

Alle Verletzungen des Vereinsgeſetzes ſind, inſoferne nicht das 
allgemeine Strafgeſetz, d. h. alſo wohl zunächſt die Vorſchriften 
desfelben über geheime und verbotene Vereine, Anwendung finden, 
als Uebertretungen erklärt, es regelt ſich ſomit die Compekenz und 
das Verfahren der Gerichte rückſichtlich derſelben nach den all⸗ 
gemeinen ſtrafrechtlichen Vorſchriften bezüglich der Uebertretungen. 
Nur das Strafenſyſtem iſt durch das Vereinsgeſetz feſtgeſtellt, 
es iſt nämlich Arreſt bis zu 6 Wochen oder (nach dem bekannten 
Umwandlungsverhältniß) Geldſtrafe bis zu 200 fl. in Auesſicht 


) Preßgeſetz vom 17. December 1862, § 17: „Von jedem einzelnen Blatte oder 
Hefte einer periodiſchen Druckſchrift hat der Drucker zugleich mit dem Beginne der 
Austheilung oder Verſendung, von jeder anderen Druckſchrift aber, welche nicht 
unter die Ausnahme des § 9 fällt und nicht mehr als fünf Bogen im Drucke 
beträgt, wenigſtens 24 Stunden vor der Austheilung oder Verſendung bei der 
Sicherheitsbehorde des Ausgabeortes 


| 
| 


| 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber das Recht der Pupillarbehörde zur Veranlaſſung, damit 
aus der Penſion einer Beamtenswitwe ein Theil zur Beſtreitung 
der Erhaltungs- und Erziehungskoſten der nach ihrem Manne 
hinterbliebenen, unter dem Normalalter ſtehenden Kinder ausge: 
ſchieden und dem Vormunde der letzteren ausbezahlt werde. 


Nach dem am 2. März 1874 ohne Hinterlaſſung einer letz⸗ 
willigen Anordnung verſtorbenen k. k. Hofrath Ignaz S. find fünf 
minderjährige Kinder aus zwei Ehen verblieben und zwar zwei aus 
der erſten und drei aus der zweiten Ehe. 

Ueber Anſuchen des für die Kinder aus der erſten Ehe be— 
ſtellten Vormundes Alexander S. wurde mit dem Beſcheide des k. k. 
ſt. d. B G. in Lemberg als Verlaſſenſchaftsabhandlungs. und Pu⸗ 
pillarbehörde vom 6. Auguſt 1874, 3. 20.518, das Präſidium der 
dortigen k. k. Finanzlandesdirection mit Berufung auf die Hofd. vom 
21. Mai 1824, 3. 19.260 und vom 3. Juni 1833, 3. 38.664, an⸗ 
gegangen, aus der Witwenpenſion der Bronislawa S. per 630 fl. 
5. W. einen jährlichen Betrag von 157 fl. auszuſcheiden und zur 
Erhaltung und Erziehung der aus der erſten Ehe des verſtorbenen 
Ignaz S. hinterbliebenen Töchter Karoline und Johanna, bis zur 
Erreichung der Normaljahre durch dieſelben oder bis zur weiteren 
Weiſung der vormundſchaftlichen Behörde, zu Händen ihres Vor— 
mundes auszufolgen. 

Ueber den von der erblaſſeriſchen Witwe Bronislawa S. er⸗ 
griffenen Recurs hat das k. k. O. L. G. in Lemberg mit Entſchei⸗ 
dung vom 9. Auguſt 1874, 3. 20.653, den erſtrichterlichen Beſcheid 
beſtätigt. 

Denn nach dem Penſionsnormale vom 30. November 1771 
iſt die einer nach einem Staatsbeamten zurückgebliebenen Witwe an⸗ 
gewieſene Penſion nicht nur für die Witwe ſelbſt beſtimmt, ſondern 
gebührt derſelben gemeinſchaftlich mit den hinterbliebenen Kindern 
und muß, wenn ſich dies als nöthig herausſtellt, die Hälfte für die 
letzteren auögefchteden werden. 

In dem vorliegenden Falle tritt eben die Nothwendigkeit einer 
ſolchen Ausſcheidung ein, weil die m. Karoline und Johanna ſich bei 
ihrer Stiefmutter nicht befinden und von derſelben nicht erhalten 
werden. 

Nachdem dieſe zwei Minderjährigen außer dem ihnen zu je 
105 fl. angewieſenen Erziehungsbeitrage, ſonſt kein Vermögen be— 
ſitzen und der Unterhalt derſelben, da ſie in dem Alter von 15 reſp. 
16 Jahren ſich befinden, mit weit größeren Koſten verbunden iſt, 
als jener der drei unmündigen Kinder aus der zweiten Ehe, von denen 
das älteſte kaum das fünfte Jahr erreicht hat, ſo ſtellt ſich die vom 
erſten Richter verfügte Ausſcheidung des vierten Theiles der Witwen— 
penſion im Betrage von 157 fl. für die erſtgenannten zwei Minder⸗ 
jährigen als gerechtfertigt dar. 

In dem von Bronislawa S. ergriffenen a. o. Reviſionsrecurſe 
wurde bemerkt, daß die oberwähnte Verfügung des erſten Richters 
auf einer irrigen Auffaſſung des a. h. Patentes vom 30. November 
1771 beruhe, denn wenn auch in dem 4. Abſatze desſelben beſtimmt 
wird, daß die Penſion der Witwe zu ihrer eigenen Erhaltung und 
zum Unterhalte ihrer m. Kinder beſtimmt ſei, ſo wird dabei aus» 
drücklich vorausgeſetzt, daß dieſe Penſion ein Drittel des Activitäts⸗ 
gehaltes des verſtorbenen Ehegatten beträgt, während die Recurrentin 
in Folge Cabinetſchreibens vom 30. April 1765 nicht dieſes Drittel 
von dem Gehalte per 4500 fl., daß iſt 1500 fl., ſondern bloß 630 fl. 
bezieht, daß ferner das gedachte Normale der Witwe ausdrücklich bloß 
die Erhaltung ihrer Kinder zur Pflicht macht, Stiefkinder aber 
nicht ihre, ſondern die Kinder ihres verſtorbenen Ehegatten ſind, 
deren Erhaltung nach § 143 des a. b. G. B. deren vermöglichen 
Großeltern obliegt, zumal die Penſion der Recurrentin nicht einmal 


ein Exemplar zu hinterlegen. zu ihrem eigenen Lebensunterhalte hinreicht, was die Reeurrentin 


im ordentlichen Rechtswege, wohin dieſe Angelegenheit gehört, nachzu— 
weiſen im Stande wäre. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 15. 
November 1874, 3. 12.296 dieſem a. o. Reviſionsrecurſe theilweiſe 
zu willfahren und beide unter richterlichen Entſcheidungen 
dahin abzuändern befunden, daß der Abzug von der Witwen⸗ 
penfton der Recurrentin auf 126 fl. jährlich herabgeſetzt werde. 

Gründe: 
Inſofern die Recurrentin behauptet, daß ſie überhaupt nicht 


verpflichtet iſt, aus ihrer Witwenpenſion zur Beſtreitung der Erhal- 
tungs⸗ und Erziehungskoſten der m. unter dem Normalalter ftehenden | 


zwei Stieftöchter Karoline und Johanna Etwas beizutragen, oder 


daß über dieſe Frage nur im ordentlichen Rechtswege giltig entſchieden 


werden könne, ſtellt ſich ihr Reviſionsrecurs als ungegründet heraus, 
denn dieſelben politiſchen Vorſchriften, worauf ihr Anſpruch auf die 
Witwenpenſion beruht, legen ihr auch die Verbindlichkeit zur Leiſtung 
der in Rede ſtehenden Beiſteuer auf, ohne daß es, um den Anſpruch 
der m. Stiefkinder hierauf zur Geltung zu bringen, des Rechtsweges 
bedarf, indem zu Folge dieſer Vorſchriften die Pupillarbehörde darüber 
zu entſcheiden berufen iſt (Hofkanzdct. vom 7. Sept. 1792, dann 
die anderen vom erſten Richter citirten Hofdeecrete). 

Was aber das von der Pupillarbehörde beſtimmte Maß der 
fraglichen Beiſteuer anbelangt, ſo erſcheint die Beſchwerde der Recur— 
rentin in dieſer Beziehung gegründet, wenn erwogen wird, daß beim 
Vorhandenſein von fünf unter dem Normalalter ſtehenden Kindern 
des Erblaſſers aus erſter und zweiter Ehe, die auf dieſelben ent⸗ 
fallende Hälfte der für die Recurrentin mit 630 fl. jährlich bemeſſenen 
Penſion 315 fl. beträgt, ſomit bei gleichmäßiger Vertheilung auf 
jedes nur 63 fl. entfällt. Gerichtshalle. 


Ehrenrührige Ausfälle wider die Gegenpartei verletzen den vor Ge: 
richt erforderlichen Anſtand und können nach § 33 der Advocaten⸗ 
ordnung dem Advocaten vor dem Gerichte verhoben werden. 


In der Rechtsſache des M. durch Dr. P. gegen H. peto. 
Rückſtellung einer Anweiſung über 200 fl. erging in Abänderung 
des Urtheiles des Kreis- als Handelsgerichtes in Reichenberg vom 
31. December 1874, 3. 11623, das Urtheil des böhmiſchen 
Oberlandesgerichtes vom 9. Februar 1875, 3. 2805, mit 


dem Anhange, dem Dr. P. die beleidigenden Ausfälle, die er ſich in 


der Verhandlung gegen H. erlaubte, und welche ehrenrührig waren, 
zu verheben, weil ſie über die Grenzen der Nothwendigkeit der 
beabfichtigten Darthuung des böſen Glaubens des Geklagten hinaus- 
gingen, und deßhalb auch das Auſehen des Gerichtes beleidigten. 
Gegen dieſen Zuſatz hat nun Dr. P. den Recurs eingebracht, 
worin vorgebracht wird, daß nach § 192 des Geſetzes vom 3. Mai 
1853, Nr. 81 R. G. Bl., eine Zurechtweiſung nur bei Verletzung 


der dem Gerichte ſchuldigen Achtung ſtatthaft ſei. Wenn die Aus⸗ 


drucksweiſe des Recurrenten die Bezeichnung „ehrenrührige Ausfälle“ 
thatſächlich rechtfertigen würde, ſo könnte dies dem Geklagten Anlaß 


geben, eine Ehrenbeleidigungsklage anzuſtrengen oder die Amtshand- | 
lung des Disciplinarrathes der Advocatenkammer anzurufen, welcher 
allein berufen iſt, zu entſcheiden, ob Recurrent in ſeiner Stellung 
als Advocat der Gegenpartei gegenüber ein ſolches Benehmen beobachtet 
habe, welches eine Rüge verdient. Es muͤſſe aber auch beſtritten wer- 


den, daß Recurrent dem Geklagten gegenüber weiter gegangen ſei, als 
durch den thatſächlichen Sachverhalt und den Anſtand erlaubt iſt. Es 


laufe weder der Pflicht des Advocaten, noch dem Anſtande zuwider, 


das Kind beim rechten Namen zu nennen, die Handlungsweiſe des 


Geklagten mit jenem Namen zu bezeichnen, welchen dieſelbe verdient. 


Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit Entſcheidung 
vom 28. Mai 1875, 3. 3707, dieſen Recurs zurückgewieſen, 
weil zufolge $ 33 der Advocatenordnung das Recht der Gerichte 
zur Aufrechthaltung der Ordnung bei Gerichtsverhandlungen durch 


das Disciplinarſtatut für Advocaten vom 1. April 1872, 3. 40 R. 
G. Bl., unberührt blieb, das Recht der Gerichte daher, darüber zu 


wachen, daß der bei Gerichtsverhandlungen zu beobachtende Anſtand 
ſowohl dem Gerichte, als auch der Gegenpartei gegenüber durch 


ehrenrührige und beleidigende Ausfälle nicht verletzt werde und vor- 
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kommenden Falles ein ſolches den Anſtand und die Würde der Ge— 
richtsverhandlung verletzendes Benehmen eines Advocaten zu rügen 
nicht in Frage gezogen werden kann, die Ausdrücke aber, zu welchen 
ſich Dr. P. in Vertretung des Klägers in ſeiner Replik und Schluß⸗ 
rede verleiten ließ, um den Standpunkt des Geklagten in dieſer 
Rechtsſache zu kennzeichnen, allerdings die Grenzen des Anſtandes 
überſchritten. Jur. Blätter 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern an ſümmtliche Landeschefs vom 23. Jun 

1875, 3. 7325, bezüglich der Competenz bei der Penfionsbehandlung der Mit- 

glieder der Mannſchaft der uniformirten k. k. Sicherheitswache, der vom Staate 
beſtellten Civilpolizeiwache und polizei-Agenten. 


Aus Anlaß einer ſpeciellen Anfrage, welche Behörde zur Bewilligung der 
im 2. Abſatze des § 2 des Geſetzes vom 27. März 1873, R. G. Bl. Nr. 50 normirten 
Begünſtigung bei der Penſionsbehandlung der Mitglieder der Mannſchaſt der uni— 
formirten k. k. Sicherheitswache, der vom Staate beſtellten Civilpolizeiwache und 
Polizei-Agenten vom Juſpector abwärts competent ſei, wird im Einvernehmen mit 
dem k. k. Finanzminiſterium angeordnet, daß jene Penſionirungsacte, in welchen es 
ſich um die Gewährung der oben gedachten Begünſtigung handelt, zur mintſteriellen 
Schlußfaſſung vorzule en ſind. 

Hievon beehre ich mich Hochdieſelben zur Darnachachtung in vorkommenden 
Fällen und zur gefälligen Juformirung der betheiligten Ugterbehörden in die Keunt— 
niß zu ſetzen. 
SS%%S272///SSSꝙꝗꝙ—õ!. . ³ĩð y e 

Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Ernſt von Baum bach in Mil— 
waukee zum Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Generalconſul in Genua Franz 
Ritter von Soretié das Comthumkreuz des Franz⸗Joſef Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberamkscontrolor des Hauptzollamtes in Trieſt 
Johann Ziegler anläßlich deſſen Penſtonirung tarfrei den Titel eines Faijer- 
lichen Rathes verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Oberzoll⸗Inſpector in Bregenz Johann Nie: 
deregger zum Finanz Oberinſpector für Salzburg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Stefan Wruß in Biſchofs⸗ 
lak zum Hauptſteuereinnehmer für Laibach ernannt. : 

Der Handelsminiſter hat zu Aichinſpectoren ernannt: für Deiterreich 
unter der Enns mit dem Amtsſitze in Wien, den Commiſſär des Wiener 
ſtädt. Aichamtes Ferdinand Kohler, für Steiermark und Kärnten mit dem 
Amtsſitze in Graz, den Jugenieur Erneſt Preißmann, für Küſtenland und 
Krain mit dem Amtsſitze in Trieſt, den Inſpeetor des ſtädt. Aichamtes Anton 
de Santi, für Tirol und Vorarlberg mit dem Amtsſitze in Innsbruck, den 
ſtädtiſchen Markteommiſſär in Graz Karl Freydl, für Böhmen mit dem 
Amtsſitze in Prag, den Ingenieur Adolf von Auerbach, für Mähren und 
Schleſien mit dem Amteſitze in Brünn, den k. k. Rechnungsofficial Kari Brand, 
für Galzien mit dem Amtsſitze in Lemberg, den Vorſteher des dortigen ſtädt. 
Aichamtes Ludwig Skirlinski, für die Bukowina mit dem Amtsſitze in 
Czernowitz, den Ingenieur Wilhelm Rothleutner. 

Seine Majeſtät haben dem penſ. Zollamtsververwalter zu Pilſen, Fr anz 
Carmine den Titel eines kaiſerl. Rathes tarfret verliehen. \ 

Seine Majeſtät haben dem zum Scriptor der k. k. Univerſitätsbibliothek 
in Czernowitz ernannten ehemaligen Cuſtos der dortigen Landesbibliothek Johann 
Sbiera den Titel und Charakter eines Univerſitäts bibliotheks⸗Cuſtos verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Conſul zu Shanghai, Rudolf 
Schlick als Ritter der eiſernen Krone dritter Claſſe den Ritterſtand verliehen, 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Dr. Hyacinth 
Petris zum Bezirks auptmann im Küſtenlande ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den königl. ungar. Finanzeommiſſär erſter Claſſe 
Martin Golf zum Finanzſecretär der Laibacher Finanzdirection ernannt. i 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Forſtaſſiſtenten im Ackerbauminiſterium 

Johann Homma zum k. k. Forſtcommiſſär in Mähren ernannt. 


Erledigungen. 

Bezirksſecretärsſtelle in Steiermark mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 12. 
October. (Amtsbl. Nr. 218). 

Baurathsſtelle der ſiebenten Rangsclaſſe für den Staatsbaudienſt in 
Dalmatien, bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 219). 

Geometersſtelle mit 3 fl. Taggeld, eventuell eine Vermeſſungs⸗Diurniſten⸗ 
ſtelle mit 1 fl. 50 kr. öſterr. Währ., bis 10. October. (Amtabl. Nr. 221). 


Verlag von Moritz Perles in Wien, Stadt, Spirgelgaffe 17: 


| 
Kaiſerfeld, Moriz von, Landeshauptmann von Steiermark: Verwaltungs 
Gerichtshof und Verwaltungsreform. Preis 50 kr., franco pr. Poſt 60 kr. 


Hiezu eine Beilage: „Der Staatsbeamte, Jahrbuch für die k. k. öſterreichiſchen Civilbeamten pro 1876“. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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